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Kann der Arme reich werden?
Möglichkeiten sozialer Eigentiimsbildung in den USA 

Prof. Dr. Stefan T. Possony, Washington

P>rsönlidier Besitz oder Privateigentum ist eine der 
Voraussetzungen der politisdien Freiheit. Das Eigen­

tum — nidit nur der Besitz an Gebraudisgegenstän- 
den — ist gleidizeitig eine der w irksam sten Formen 
der wirtsdiaftlidien Sidierheit. Ohne Besitz und V er­
mögen ist der einzelne der W illkür des Arbeitgebers, 
des Marktes und des politisdien Sdiidisals ausgelie­
fert, und er ist nie in  der Lage, die Früdite seiner 
Arbeit oder seiner Intelligenz zur Erwerbung seiner 
wirtsdiaftlidien Unabhängigkeit zu verw erten. Der 
Eigentumslose ist unfähig, Entsdieidungen, die seinem 
Willen und seinen Absiditen entspredien, zu treffen, 
und er muß sid i oft die Erfüllung seiner sehnlidisten 
Wünsdie versagen.
Die politisdie und reditlidie Freiheit ist aber audi eine 
der wesentlidisten Voraussetzungen des wirtsdiaft- 
lidien Wohlstandes. Die volle Entfaltung der wirt- 
sdiaftlidien Sdiöpfungskraft, das Redit, Gesdiäftsunter- 
nehmungen zu gründen und Kapital anzulegen und 
dabei audi Verluste zu erleiden, die M öglidikeit, frei 
die Bedürfnisse des Käufers zu erwedcen und zu be­
friedigen, die Anwendung neuer Tediniken, die V er­
drängung des Konkurrenten im uneingesdiränkten 
Wettbewerb der Preise, der Q ualität und der Nütz- 
lidikeit der angebotenen Güter — all das sind wesent- 
lidie Grundbedingimgen des w irtsdiaftlidien Fort- 
sdiritts. Dieser Fortsdiritt ist durdi die Abwesenheit 
hemmender V orsdiriften.bedingt und zum Teil davon 
abhängig, daß der Staat nidit selbst als Unternehmer 
auftritt, sondern im großen und ganzen seine wirt- 
sdiaftlidie Tätigkeit auf die R e g u l i e r u n g  des W irt- 
sdiaftslebens — insbesondere auf die Hütung des Geldes 
und des Kredits — besdiränkt.

EIGENTUM UND SOZIALISMUS 
Im Grunde genommen ist niemand gegen den Besitz, 
sidier nidit gegen den eigenen. Man findet Gegner des 
übermäßigen Besitzes der wenigen, und in m andien 
Fällen ist diese Gegnersdiaft begründet. Es ist audi 
nidit zu bestreiten, daß das Eigentum — wie jede 
mensdilidie Einriditung — m ißbraudit werden kann 
und daß es gelegentlidi zur Behinderung des Fort- 
sdiritts imd der Freiheit verwendet wurde. Ärzte, die 
nidit heilen, sind jedodi kein Argument gegen die 
M edizin. . .
Häufig ist die kritisdie Einstellung gegen das Privat­
eigentum auf die Annahme gestützt, daß es niemals 
möglidi sein werde, ausreidienden Besitz für alle zu 
sdiaffen. Folglidi müsse Besitz oder w irtsdiaftlidie 
Entsdieidungsgewalt immer auf „die Reidien“ be­

sdiränkt bleiben; das Eigentum müsse sidi stets als 
Monopol darstellen. Eigentum des einen bedeute „dia- 
lek tisd i“ Nichteigentum des anderen und bedinge da­
her die „Klassenherrsdiaft" in der Gesellsdiaft und 
die Verfügungsgewalt des Reichen über den Armen. 
Diese Annahme liegt den Theorien des Sozialismus 
und des Kommunismus sowie anderer radikaler Lehren 
zugrunde. Die eigentumsfeindlidien Theorien behaup­
ten  kurz gesagt, daß die Abschaffung des Privateigen­
tums und die Verteilung des Besitzes der reichen M in­
derheit auf die arm e M ehrheit den wirtsdiaftlichen 
W ohlstand aller erhöhen und die K lassenherrsdiaft 
beseitigen werde. Dem Sozialismus zufolge ermöglicht 
das Gemeineigentum eine zweckmäßigere Verwendung 
der knappen Produktivkräfte und stellt daher eine 
höhere Wirtschaftsform dar als ein System, in  dem 
die wenigen Privateigentüm er die wirtschaftlichen Ent­
scheidungen ihren Interessen gemäß treffen. Da „Reich­
tum" immer auf die W enigen besdiränkt bleiben müsse, 
sei es sozial und wirtschaftlich besser, das Eigentum 
abzuschaffen und , die w irtsdiaftlidien Entscheidungen 
durch eine Bürokratie treffen zu lassen, deren Beweg­
grund nicht das Privat-, sondern das Allgem eininter­
esse sein müsse.
Die sozialistische Lösung würde wohl kaum Anklang 
gefunden haben (auch nidit in Staaten, in denen man 
sid i über die M otive und Fähigkeiten der Bürokratie 
großen Illusionen hingibt), wenn die M ehrheit der Be­
völkerung im Besitz ausreichender Vermögenswerte 
gewesen wäre. W enn man nichts besitzt, so beneidet 
man den Besitzenden und ist gezwungen, jede Arbeit 
anzunehmen, die einem angewiesen wird. W enn man 
außerdem keine Aussicht hat, jemals Besitz zu er­
werben, sondern arm geboren wurde und arm sterben 
muß, dann kümmert man sidi nicht viel um die W eis­
heit oder Dummheit vorgesdilagener W irtschaftsrefor­
men; man handelt einem „bedingten Reflex“ gemäß, 
und zwar immer gegen das Eigentum.
W ürde die Uberschreibung des Eigentums an den Staat 
die Unfreiheit des Besitzlosen mildern? Im Gegenteil. 
W enn der Staat der alleinige Arbeitgeber ist, so ist 
es nicht nur praktisch unmöglich, eine oppositionelle 
Politik zu treiben, sondern jeder Streik, jede A rbeits­
verweigerung und jede Sachbesdiädigung können als 
Hoch- und Landesverrat oder Sabotage ausgelegt w er­
den. Die Möglichkeit der freien W ahl und des fried­
lichen Regierungswechsels entfällt. Der einzelne hat 
keine Möglichkeit, sich der W illkür des S taates zu 
widersetzen, selbst wenn diese, wie sie es zum Zwecke 
rationaler Planung wohl muß, in das Privatleben des
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einzelnen eingreift, Familienbande nach Belieben knüpft 
oder löst, Kinder in öffentlichen A nstalten erziehen 
läßt oder sogar letzten Endes die Kinderzahl der 
einzelnen Familie durch Erlaß regelt. Staatliches Ge­
meineigentum und politische und menschliche Freiheit 
sind daher unvereinbar.
Positiv ausgedrückt: die politische Freiheit muß w irt­
schaftlich unterbaut sein. Nur solche politischen Ord­
nungen können als wirklich frei angesehen werden, in 

' denen ein erheblicher Teil und vielleicht sogar die 
M ehrheit der Bürger Privateigentum besitzt und in 
denen die Gelegenheit besteht, Privateigentum  zu 
erwerben. Seit ewa 150 Jahren behaupten die Sozia­
listen aller Schulen, daß es in der freien W irtschafts­
ordnung für den Unbemittelten unmöglich sei. Besit­
zender zu werden; daher könne diese W irtschafts­
ordnung niemals zur Freiheit führen. Die Frage ist aber 
doch, ob diese Behauptung wirklich richtig ist. Muß 
der Besitz auf die Reichen beschränkt bleiben? Muß 
daher in  der freien W irtschaftsordnung die politische 
Freiheit das Privileg der besitzenden Klassen sein? 
Diese Fragen müßten verneint werden, sobald bew ie­
sen werden kann, daß die Masse der W irtschaftenden 
und selbst der Armen imstande ist, sich Besitz und 
Eigentum zu schaffen, und daß die Schöpfung eines 
über die ganze Gesellschaft verteilten W ohlstandes 
hauptsächlich eine Frage der zweckmäßigen Regelung 
innerhalb der freien W irtschaftsordnung und des per­
sönlichen W illens ist. Nachdem der Sozialismus darauf 
abzielt, in dem von ihm vorgeschlagenen W irtschafts­
system das Privateigentum abzuschaffen und seine 
W iederkunft zu verhindern, ist es überflüssig zu unter­
suchen, ob die Schaffung des persönlichen W ohlstandes 
der Vielen auch in einer sozialistischen W irtschafts­
ordnung möglich sein kann; eine Erhöhung des Lebens­
standards ist das Höchste, das der Sozialismus ver­
sprechen kann — ein Versprechen, das er nach der ge­
schichtlichen Erfahrung noch nie gehalten hat und das 
er, selbst wenn er es gehalten hätte, nicht besser zu 
erfüllen verm ag als die freie Wirtschaft.

DURCHSCHNITTSEINKOMMEN IN DEN USA

Ich möchte also die Frage untersuchen, ob es in  einem 
frei-kapitalistischen W irtschaftssystem einem Unbe­
m ittelten möglich ist, sich im Laufe der Zeit ein V er­
mögen zu erwerben, wobei mein Augenmerk sich nicht 
auf das einzelne Individuum, sondern auf die Familien­
einheit richten wird. Falls es w ahr wäre, daß der 
einzelne Eigentum erw erben k a n n ,  so würde, falls 
diese W ahrheit bekannt werden sollte, das hauptsäch­
liche „Argument" für den Sozialismus, die Psychologie 
des ewig Armen, hinfällig werden. Es wäre zweck­
mäßig, eine solche Untersuchung für alle freiw irt­
schaftlichen Länder anzustellen. Ich muß mich aber auf 
die USA beschränken, weil nur für dieses Land aus­
reichende statistische Unterlagen zur Verfügung stehen. 
Zweifellos liegen die amerikanischen Verhältnisse 
günstiger als die der meisten europäischen Staaten. 
Nichtsdestoweniger ist die Beweiskraft der am erika­
nischen Zahlen ausreichend, da das Vorbild Amerikas 
zeigt, was man in einer freien W irtschaft erzielen 
k ö n n t e .  Die Beweiskraft des amerikanischen Bei­

spiels ist sogar erheblich größer als etwa eine Er­
örterung der wirtschaftlichen Aussichten der fran­
zösischen Familie: die amerikanische W irtschaftsord­
nung steht eben dem Vorbild des klassischen freien 
W irtschaftssystems viel näher als die gemischten 
W irtschaftsordnungen W esteuropas. Es ist hinzuzu­
fügen, daß die amerikanische Sozialversicherung eine 
wichtige Rolle in  m einer Berechnung spielen wird 
— die freiwirtschaftliche Ordnung des 20. Jahrhun­
derts besitzt in vielen Zügen eine grundsätzlich an ­
dere Struktur als die des 19. Jahrhunderts.
Im Jahre 1953 betrug das Durchschnittseinkommen des 
Am erikaners ungefähr 1 500 $, d. h., daß bei gleich­
mäßiger Verteilung des Volkseinkommens auf jeden 
der damals 157 Mill. A m erikaner jeder Einwohner 
des Landes dieses Einkommen besitzen würde. Nach­
dem aber Kinder keine W irtschaftspersonen sind, 
Hausfrauen und ältere Leute kein Einkommen haben, 
und außerdem in vielen Familien m ehr als eine Per­
son Geld verdient, sagt diese Zahl nicht viel über das 
tatsächliche Einkommen der amerikanischen Familien 
aus. Das Durchschnittseinkommen der amerikanischen 
Familie betrug vielm ehr etwa 3 800 $ pro Jahr, wobei 
die U nternehm ergruppe ein durchschnittliches Fami­
lieneinkommen von rund 9 000 $, die ungelernten 
A rbeiter und das Dienstpersonal ein solches von 
2 320 $ besaßen. Falls w ir die ungelernten Arbeiter, 
das Dienstpersonal und auch die Bauernschaft, die 
zusätzliches Naturaleinkom men besitzt, aus der Be­
rechnung ausklammern, zeigt sich, daß das Familien­
durchschnittseinkommen über 5 000 $ beträgt.
Damit soll keineswegs der Anschein erweckt werden, 
als ob nicht ein  erheblicher Teil der amerikanischen 
Familien weniger als dieses Durchschnittseinkommen 
verdient. Nach amtlichen Angaben haben ungefähr 
19 “/o der amerikanischen Familien ein Einkommen 
von weniger als 1 500 f , was nicht genug ist, um die 
Lebenskosten zu decken. Es ist nicht ganz klar, 
wie dieses Defizit bestritten wird, obwohl ein großer 
Teil dieser Gruppe offenbar aus Leuten besteht, die 
aus irgendeinem Grunde w ährend des Jahres, z. B. 
wegen Krankheit oder Änderung des W ohnsitzes nicht 
voll gearbeitet haben, sow ie aus Rentnern, Pensio­
nären und älteren, unregelmäßig arbeitenden Perso­
nen, die aus ihren Ersparnissen zusetzen oder Hilfs­
leistungen von V erw andten erhalten. Auch falsche 
Steuererklärungen, die wesentliche Einkommensposten 
unterschlagen, dürften nicht selten sein, w ie jeder 
Amerikaner, der ungelernte H ilfsarbeiter beschäftigt 
hat, z. B. zum Anstreichen oder zur Gartenarbeit, aus 
eigener Erfahrung weiß.
D er Rest — wahrscheinlich weniger als 10 "/» — be­
steht zweifellos aus der armen Bevölkerung im eigent­
lichen Sinne. Der größte Teil dieser Arm utsgruppe ist 
unter den N egern der Südstaaten anzutreffen. Deren 
Arm ut bedeutet jedoch nicht, daß die Möglichkeiten 
eines besseren V erdienstes für sie nicht bestehen, 
sondern nur, daß die bildungsmäßigen V oraussetzun­
gen einer rationelleren W irtschaftsbetätigung dieser 
Gruppe noch nicht voll erfüllt sind. Die Ursachen 
dieser z. T. regionalen Armut sind mehr soziologischer, 
psychologischer und politischer als wirtschaftlicher
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Natur. Niditsdestoweniger ist hervorzuheben, daB 
selbst in der untersten „Armutsgruppe" erhebliche 
Ausgaben für Staatspapiere, Lebensversicherungen, 
Pensionskassen usw. geleistet werden.
In der Gruppe, die jährlich zwischen 3 000 und 4000 $ 
einnimmt, betragen die Ersparnisse 500 bis 1 000 $ 
im Jahr und werden hauptsächlich in  der Form von 
Sozial- und Lebensversicherungen, Abzahlungen auf 
Hypothekenschulden und in Staatspapieren angelegt. 
Im Jahre 1950 wurde die Vermögenslage von 3 500 
amerikanischen Familien untersucht. Es stellte sich 
heraus, daß selbst Familien mit einem Einkommen 
von weniger als 1 000 $ jährlich gewisse Vermögens­
werte besitzen. Nur 8<’/o dieser Gruppe besaßen mehr 
Sdmlden als Besitz, 4 3 ”/o hatten so gut wie keine 
Guthaben, aber 3®/» verfügten erstaunlicherweise über 
Vermögen von mehr als 25 000 f .  20 "/o dieser Fami­
lien hatten zwischen 1 OOO und 5 000 $ und 24 “/o 
zwischen 5 000 und 25 000 $. Kurz gesagt, w ar etwa 
die Hälfte der untersten Einkommensgruppe wirklich 
arm, aber ein Viertel wies einen ansehnlichen Besitz 
auf. In der Einkommensgruppe von 3 000 bis 4 OOO $ 
verfügten 41 Va über mehr a ls  5 000 $ Vermögen.
Da die Erwerbung des Vermögens eine bestimmte 
Zeit in Anspruch nimmt, ist es interessant, den A lters­
aufbau der Vermögenden zu untersuchen. Es ergibt 
sich, daß — wie zu erw arten — die A ltersgruppe zwi­
schen 18 und 24 Jahren am meisten verschuldet ist 
und das wenigste Geld besitzt; aber nur 14 V» der 
jungen Leute haben mehr Schulden als Guthaben, und 
fast alle Personen über 24 besitzen eine kleine Bank­
reserve. In der Altersgruppe 55 b is 64 Jahre sind 
nurmehr SVo verschuldet, und 59"/» besitzen V er­
mögen von über 5 000 $.
Es zeigt sich auch, daß die größeren Vermögen all­
mählich mit dem A lter zahlreicher werden. W ährend 
in der jüngsten Altersgruppe 18 bis 24 nur 1«/» über 
25 OOO $ Vermögen verfügt, besitzen 14 V» der A lters­
gruppe über 65 Jahre 25 000 $ und mehr. Das V er­
mögen hängt ferner von der H eiratsdauer ab: 61 ®/o 
der Ehepaare, die über 20 Jahre verheiratet sind, be­
sitzen Guthaben von m ehr als 5 000 $. Die Zahlen 
zeigen klar an, daß sich kleinere Vermögen in den 
unteren Einkommensgruppen schaffen lassen und daß 
der Vermögenserwerb wenigstens teilw eise durch 
Stetigkeit und Sparsamkeit bedingt wird.

EIN BEISPIEL
Untersuchen wir jedoch, ob es möglich ist, durch asketi­
sche Sparsamkeit größere Vermögen zu erwerben. 
Nach einer Untersuchung, die im Mai 1954 von Dr. 
Gallup angestellt wurde, braucht eine amerikanische 
Durchschnittsfamilie ein Minimum von 60 $ pro Woche 
zur Bestreitung a l l e r  Lebenskosten. Nehmen wir an, 
daß unsere Familie ein stetes Einkommen von 
4000 $ bezieht und daß sie lediglich die Minimallebens­
kosten bestreitet, dann bleiben 800 $ jährlich für 
Ersparnisse übrig. Es stellt sich in der Tat heraus, 
daß die Einkommensgruppe von 4 000 bis 5 000 $ 
jährlich ungefähr 800 |  erspart, wobei gewisse Ver- 
sicherungs- und Sozialversicherungszahlungen sowie 
Hypothekenraten unter den minimalen Lebenskosten

DIE
VQRZilCE 
DES 
OFFSET- 

^  DRUCBiES
der w erbenden Wirtschaft hinläng-

lieh b e k a n n t Das ist ouch der Grund, 

weshalb sie sich in zunehm endem  M aBe 

dieses fortschrittlichen Drucliyerfohrens 

bedient, um W erbemaBnahmen erfolg­

re ic h e r u nd  re n ta b le r z u  g e s ta lte n .

OFFSETD,RUCK IST V O R TE IlH A fT! 

Fordern Sie  Angebot und Leistungsproben I

verbucht sind; m an braucht also keineswegs ein As­
ket zu sein, um 800 $ zurücklegen zu können.
W ir haben gesehen, daß ein Familieneinkommen von 
4 000 $ im Jahr ungefähr dem durchschnittlichen Ver­
dienst aller W irtschaftsgruppen entspricht; falls die 
niedrigen Einkommensgruppen unberücksichtigt blei­
ben, liegt das Durchschnittseinkommen von 4 000 $ um 
etwa 20 “/o unter dem des gelernten A rbeiters und 
des kleinen Gewerbetreibenden. Etwa die Hälfte der 
amerikanischen Familien sollten ohne w eiteres im­
stande sein, wenigstens 800 $ pro Jahr zu ersparen. 
Unsere Berechnung macht die weitere Annahme, daß 
der Familienvater, dessen „Sparpotential“ wir ab­
schätzen wollen, im 25.. Lebensjahr seine Stellung be­
zieht und bis zu seiner Pensionierung im 65. Lebens­
jahre jährlich 4 000 $ verdient und jahrein, jahraus 
ohne Unterbrechung seine 800 $ zurücfclegt. Er fängt 
ohne einen Cent an, heiratet mit Stellungsantritt und 
hat seit dem 26. Lebensjahr einen Sohn. Seine 800 $ 
werden zu 3 ®/o auf einer Sparkasse angelegt. Im 28. 
Lebensjahr besitzt er rund 2 540 $, womit er eine 
Anzahlung auf ein 5-Zimmer-Wohnhaus, das rund 
10 000 $ kostet, leisten kann. (Als Kriegsteilnehmer 
hätte er das Haus etwa 2 Jahre früher kaufen können.) 
Die Hypothek von ungefähr 7 500 $ w ird in  der glei­
chen W eise abgezahlt, in der er bisher seine Miete 
bestritten hat, d. h. die Hypothekenzahlungen müssen 
nicht von seinen 800 f  jährlichen Ersparnissen abge­
zogen werden, sondern sind bereits in seinen norma­
len Lebenshaltungskosten enthalten. Nach 20 Jahren, 
also im 48, Lebensjahr, würde er das Haus besitzen.
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das dann vielleidit durdi Abnutzung einen W ert von 
nur etwa 8 000 $ haben dürfte. Viel w ahrsdieinlidier 
ist jedodi, daß er innerhalb der ersten zehn Jahre, 
nadi Abzahlung von über einem Drittel der Hypothek, 
das Haus verkauft und ohne weiteren Zusdiuß aus 
seinen Ersparnissen sid i durdi eine Absdilagszahlung 
von 5000 $ ein weit größeres und besseres Haus er­
wirbt. Um die Redinung zu vereinfadien, können wir 
annehmen, daß er in seinem 55. Jahr ein Grundstüdc 
besitzt, das etwa 12 000 bis 15 000 $ w ert ist. Von 
diesem Augenblids an wohnt er frei, abgesehen natür- 
lid l von Steuern, Gas, Lidit, Heizung und Reparaturen. 
N adi Erwerb des Hauses im 29. Lebensjahre besdiließt 
unser Familienvater, seine jährlidien Ersparnisse in 
der folgenden W eise anzulegen: 350 $ werden in  eine 
Lebensversidierung eingezahlt, und zwar für eine 
Police, die es ihm erlauben wird, in seinem 60. 
Lebensjahr die Versicherungsprämie von 10 000 $ so­
wie die angelaufenen Dividenden einzukassieren 
(oder an Stelle dieser Barzahlung von der Versidie- 
rungsgesellsdiaft eine monatlidie Rente zu erhalten). 
Die restlidien 450 $ seiner Ersparnisse legt er in 
eVoigen Aktien von Elektrizitätswerken an. Im V er­
laufe dieser Beredinung werden w ir von V eränderun­
gen des Aktienwertes absehen. W ir nehmen jedodi 
an, daß die jährlidien Dividenden, die unser Freund 
von seinen A ktienanlagen erhält, ebenfalls in Elek­
trizitätsw erten angelegt werden.
Die Berechnung zeigt, daß der Fam ilienvater als Re­
sultat seines Sparprogramms in seinem 55. Lebens­
jahr 30 700 $ besitzt. Zu diesem Zeitpunkt hat er 
seine H ypothek abgezahlt und kann das freiwerdende 
Geld zur Anlage verwenden, wodurdi seine jährlidien 
A ktienkäufe von 450 auf 500 $ gesteigert werden. 
Im 60. Lebensjahr besitzt unser Sparer rund 44 OOO | .  
Zu diesem Zeitpunkt endet sein V ertrag mit der V er­
sicherungsgesellschaft, und er erhält die Police und 
Dividenden im Betrage von rund 14 600 $ ausgezahlt. 
Dieses Geld wird ebenfalls in  6*>/((igen Aktien ange­
legt. Da er ferner keine Zahlungen an die Versidie- 
rungsgesellsdiaft m ehr zu leisten hat, w erden nunmehr 
die gesamten 800 $ pro Jah r in Aktien angelegt, und 
es ergibt sidi, daß er in seinem 65. Lebensjahr ein 
Vermögen von 83 000' $ besitzt. Er tr itt je tzt in den 
Ruhestand und bezieht von seinem Vermögen eine 
jährlid ie Rente von rund 5 OOO $, wozu nodi 1 440 $ 
aus der staatlidien Sozialversidierung kommen. Er hat 
also ein Gesamteinkommen von etwa 6 440 $ zu seiner 
Verfügung, oder ungefähr doppelt soviel w ie er b is­
her für seine Lebenshaltung aufgewendet hatte. 
Nehmen wir der einfadien Rechnung halber an, daß 
unser Freund und seine Frau ihr Leben nodi 5 Jahre 
genießen können, daß sie während dieser Zeit keine 
w eiteren Ersparnisse machen und daß beide im 70. 
Lebensjahr des Familienvaters dahinsdieiden. Der nun­
m ehr 44 Jah re  alte Sohn erbt das Aktienvermögen 
und verkauft das väterlid ie Haus für 12 000 $ und er­
hält also, wenn wir von der Erbsdiaftsteuer und den 
Veränderungen der A ktienwerte absehen, rd. 95 000 S. 
Nehmen w ir nun an, daß der Sohn genau in die Fuß­
tapfen des V aters getreten ist, ebenfalls 800 $ jähr- 
lid i erspart, im 26. Lebensjahr einen Sohn bekam und

sidi im 29. Lebensjahr ein Haus gekauft hat. Zur Zeit 
des Ablebens seines V aters besitzt er ein eigenes 
Vermögen von 14 000 $ (abgesehen von seinem Haus). 
Falls der Sohn den gesamten Ertrag des väterlidien 
Erbes wieder zu 6*/» anlegt und sein eigenes Spar­
programm planmäßig wie der V ater w eiterführt, so 
würde sein Verm ögen in seinem 50. Lebensjahr auf 
fast 160 000 $ angewachsen sein. Zu diesem Zeit­
punkt w ürde der Enkel des ursprünglidien Sparers 
seinerseits in  das W irtschaftsleben eintreten. Er 
brauchte das jedodi keineswegs zu tun, da sein V ater 
aus dem eigenen und großväterlidien Vermögen ein 
jährlidies Einkommen von etw a 9500 $ bezieht.
W ir können die Beredinung an diesem Punkte ab- 
brechen, da klarerw eise m it einem Vermögen von 
160 000 $ Sohn und Enkel ein eigenes Unternehmen 
gründen können oder, falls sie keine Neugründung 
vorzunehmen wünschen, in  der Lage sind, sidi in be­
stehende Unternehmungen einzukaufen. Die Sdiaffung 
eines „kapitalistisdien" Vermögens h a t also nadi 
dieser Berechnung etwa 50 Jahre gedauert und wurde 
von Personen durchgeführt, die nur ungefähr das 
durdischnittlidie Einkommen eines gelernten A rbei­
ters besaßen. W enn unsere Familie ihre Ersparnisse 
nicht „kapitalistisch“ angelegt, sondern sie „im Strumpf'  
aufbewahrt hätte, so würde sie nach 50 Jahren  nur 
52 000 $ besitzen. „Arbeitsloses Einkommen“ ist also 
nidit nur für die „Reichen" nützlich! es ist vielmehr 
das Hauptm ittel, um Arme in Reidie zu verwandeln. 
Es sei hinzugefügt, daß Erbsdiaft- und Einkommen­
steuern den in  dieser Berechnung dargestellten Pro­
zeß unmöglich gemacht haben würden. Beide A rten 
der Besteuerung beruhen auf der Annahme, daß „un­
verdientes Einkommen" und Verm ögensvererbung 
unm oralisdi sind und daher besonders stark  besteuert 
werden müssen. W enn also die Schaffung neuer V er­
mögen erheblich sdiw ieriger ist, als die obige Beredi­
nung anzeigt, so liegt das nicht an der W irtschafts­
ordnung an  sidi, sondern an den von sozialistisdien 
Theorien beeinflußten Steuervorschriften. N ichtsdesto­
weniger besteht kein Zweifel daran, daß selbst bei 
den gegenw ärtigen Steuersätzen und m it zweckmäßi­
ger Anlageplanung noch immer red it beträchtliche V er­
mögen durdi system atisdie Ersparnisse erzielt werden 
können.

FAKTOREN GEGEN DAS SPAREN 
Nodi zwei andere Gesichtspunkte verdienen Beadi- 
tung. Es ist wohl kaum  eine Übertreibung zu sagen, 
daß gegenwärtig der Sparsinn nicht mehr so stark 
entwickelt ist wie vor 50 oder 60 Jahren. Das ist zum 
Teil darauf zurückzuführen, daß Pensionsfonds einen 
Teil der A ltersversorgung bestreiten, daß ferner die 
Erbsdiaftsteuern und vor allem die langwierigen For­
m alitäten, die m it der Rechtsübertragung des Erbes 
verbunden sind, den Nutzen, den man aus der Spar­
samkeit ziehen kann, bedeutend verringert haben und 
daß sdiließlidi das H öhersdirauben des Lebensstan­
dards und die Überbewertung der Lebensführung 
gegenüber einer Unterbewertung der Sparsamkeit, so­
wie selbstverständlich audi die größere Nützlichkeit 
zahlreidier m oderner Konsumgüter (besonders d e r . 
sog. dauerhaften Konsumgüter) den Sparfonds ge-
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sdim äleit haben. Der Sparer unseres Beispiels würde 
wahrscheinlich in seinem 50. Lebensjahr aufgehört 
haben, sich größere Entbehrungen aufzuerlegen. So­
bald sein Sohn selbständig geworden wäre, hätte  er 
wohl noch seine Versicherung w eiter bezahlt, würde 
aber kaum gezögert haben, die 450 $, die er bisher 
gespart hatte, und die etwa 1 200 $, die ihm sein rund 
21 000 $ großes Vermögen jährlich abwerfen würde, 
zu verbrauchen.
Ein anderer gegen das Sparen w irkender Faktor ist 
die dauernde Geldentwertung. In unserer Berechnung 
haben wir einen konstanten Geldwert annehmen müs­
sen; es ist aber wohl bekannt, daß selbst der W ert 
des amerikanischen Dollars w ährend der letzten 50 
Jahre erheblich zurückgegangen ist und daß Geldent­
wertungen die Sicherheit imd Nützlichkeit von V er­
sicherungspolicen stark einschränken. Umgekehrt 
schützt der Kauf von Industriewerten gegen die Geld­
entwertung, abgesehen davon, daß natürlich das eine 
oder andere Papier einen starken W ertrückgang er­
leiden mag. Bei den Elektrizitätsaktien, die über einen 
sicheren und stets wachsenden M arkt verfügen und 
außerdem stark unter öffentlicher Aufsicht stehen, ist 
das jedoch nicht anzunehmen; im Gegenteil, der W ert 
dieser Aktien ist während der letzten 50 Jahre all­
mählich gestiegen, so daß unser Sparer, w enn er ge­
scheit genug gewesen wäre, seine Aktien im großen 
Börsenkrach von 1929—30 nicht zu verkaufen, sein 
Vermögen der früheren Jahre verdoppelt oder ver­
dreifacht hätte. Andererseits hätte  er in den Perioden 
der Börsenhausse nicht immer sein Geld für 6 “/o 
anlegen können. Es muß noch hervorgehoben werden, 
daß in der amerikanischen Steuergesetzgebung die 
Industriegewinne doppelt besteuert werden, nämlich 
erstens beim Unternehmen und zweitens bei den Be­
ziehern der Dividenden. W ürde diese doppelte Be­
steuerung nicht bestehen — und sie ist ebenfalls ein 
Ausfluß des sog. planwirtschaftlichen Denkens —, so 
würden entweder höhere Dividenden gezahlt werden, 
oder der Dividendenempfänger könnte sein Einkom­
men voll reinvestieren.
Es will mir scheinen, daß das beste W irtschaftssy­
stem ein solches ist, in dem der Unbemittelte durch

Arbeit imd Sparsamkeit sich ein Vermögen schaffen 
kann. Ich betrachte ein solches W irtschaftssystem als 
wertvoll, weil es den wirtschaftlichen W ohlstand und 
die wirtschaftliche Sicherheit sowie die politische Un­
abhängigkeit und Freiheit am meisten fördert. Es ist 
wohl anzunehmen, daß die meisten Kritiker, die sich 
gegenwärtig über die freie W irtschaftordnung be­
klagen, zufriedengestellt sein würden, wenn sie ein 
kleines Vermögen besitzen könnten, das ihnen volle 
Entscheidungsfreiheit garantiert und ihnen außerdem 
ein zusätzliches Einkommen bringt. Ein A rbeiter mit 
einer finanziellen Reserve dürfte sich wohl vor zeit­
weiliger Arbeitslosigkeit nicht fürchten. Damit will 
ich nicht sagen, daß wohldurchdachte Sozialversiche­
rungen und Pensionskassen nicht durchaus zweckmäßig 
sind. Im Gegenteil, insbesondere Gesundheitsversiche­
rungen sind von großer Bedeutung, da die Erfahrung 
lehrt, daß längere Krankheiten und insbesondere lan­
ges Siechtum fast immer die finanziellen Reserven 
aufzehren. Das wirtschaftliche Elend befällt in Ame­
rika zum großen Teil Leute, die durch Krankheit ar­
beitsunfähig geworden sind oder die ihre Ersparnisse 
für kranke Familienmitglieder aufbrauchen müssen. 
Eine Untersuchung der westlichen W irtschaftsordnun­
gen würde jedoch ergeben, daß die Sozialversicherun­
gen einen großen Teil des Sparpotentials auffressen 
und außerdem nicht genügende und ausreichende 
Sicherung gewähren. Im großen und ganzen hemmen 
die gegenwärtigen W irtschaftsordnungen den Erwerb 
persönlichen Besitzes; dabei sollten sie das Erwerbs­
streben gerade fördern. Die politische Freiheit und 
wirtschaftliche Sicherheit Amerikas wird einen erheb­
lichen Sprung vorw ärts getan haben, wenn einmal 
die durchschnittliche amerikanische Familie ein V er­
mögen von 50 000 bis 100 OOO $ besitzen wird. Und 
das gleiche gilt, wenn auch mit anderen Zahlen, für 
den Durchschnittseuropäer. W enn es ein Wirtschafts­
ideal gibt, das wir alle bewußt oder unbewußt an­
streben und zu dessen Erreichung w ir es uns ange­
legen sein lassen sollten, unsere verfahrenen W irt­
schaftsordnungen zu reformieren, so ist es dies: die 
Schaffung persönlichen Vermögens für j e d e n  Bürger.
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